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Helsinki Der kleine Musikclub im 
Schatten des Prime Tower bietet 
am Sonntagabend eine erstklassige 
Alternative zum «Tatort». 26

 Jeder Fahrzeughalter erhält 
Post mit dem Aufruf, Verena 
Diener nicht zu wählen. 
Sonst drohe ein Benzinpreis 
von vier Franken pro Liter.

Von Ruedi Baumann
Zürich – In ihrem Kampf, Christoph Blo-
cher doch noch in den Ständerat zu brin-
gen, greift die SVP nach dem letzten 
Strohhalm. In diesen Tagen erhalten die 
Halter der 650 000 Autos mit ZH-Schil-
dern einen Brief. Inhalt: «Verena Diener 
wählen, heisst: vier Franken pro Liter 
Benzin bezahlen.» Absender ist die Auto-
Allianz des Ex-Autopartei-Nationalrats 
und heutigen SVP-Mitglieds Michael 
E. Dreher. Dreher bestätigt, hinter dem 
Versand zu stehen. Er bezeichnet die 
Grünliberale Verena Diener als «Grün-
kommunistin». Im Brief wirft er ihr vor, 
sie sei für Roadpricing, höhere CO2-Ab-
gaben und die Energiepolitik des Bun-
desrates, «die auf einen Benzinpreis von 
vier Franken pro Liter hinausläuft».

Laut SVP-Präsident Alfred Heer ist die 
Idee, Verena Diener wegen ihrer auto-
feindlichen Haltung anzugreifen, in der 
SVP entstanden. Die Taktik ist klar: Die-
ner gilt nach dem Rückzug der Mitte-
links-Kandidaten als Favoritin für den 
zweiten Wahlgang. FDP-Ständerat Felix 
Gutzwiller kann von der SVP nicht direkt 
angegriffen werden, ohne noch mehr 
Freisinnige zu vergraulen. Diener sei für 
die SVP «ein rotes Tuch», sagt Heer.

Dreher machte 1988 mit dem Spruch 
von sich reden, man solle «Linke und 
Grüne an die Wand nageln und mit dem 
Flammenwerfer drüber». Heute argu-
mentiert er mit Zahlen: Diener habe im 
Nationalrat in 90 Prozent der Abstim-
mungen «mit den Kommunisten und 
den Allerlinksten» gestimmt. Der meh-
rere 100 000 Franken teure Massenbrief 
sei von einem Sponsor bezahlt. 

Verena Diener nimmt den Brief gelas-
sen. Sie habe einen Angriff aus dem rech-
ten Lager erwartet. Dass Mobilität heute 
zu billig ist, sei unbestritten. Die Energie-
politik des Bundesrates für 2050 sei 
nicht in Stein gemeisselt. Michael Dreher 
gehe, sagt sie, «von einer «Mischung aus 
Fakten und Fantasien» aus.

Autofahrer sollen 
Diener abwählen

Die SBB verlangen neu ein 
Billett, wenn ein Passagier 
zwei Sitzplätze beansprucht. 
Im Tram vertraut man auf 
die gute Kinderstube, sagt 
VBZ-Sprecher Andreas Uhl.

Mit Andreas Uhl 
sprach Silvio Temperli 

Herr Uhl, weshalb tolerieren  
die VBZ, dass gewisse Leute in  
den Stosszeiten auf einem zweiten 
Sitz ihr Gepäck oder sonstigen 
Krimskrams parkieren?
Wenn sich jemand im vollen Tram oder 
Bus absichtlich breitmacht, dann ist das 
ein Akt mangelnder Solidarität. Doch 
meistens merkt die betreffende Person 
von selbst, dass sie einer anderen die 

Sitzgelegenheit wegnimmt, und gibt den 
Platz frei.

Wirklich? Man sieht doch viele 
Passagiere mit Stöpseln in den 
Ohren und dem iPad auf den Knien 
– völlig losgelöst von dem, was um 
sie herum geschieht.
Die Tendenz, sich auch im öffentlichen 
Verkehr einen Intimbereich zu erhalten, 
nimmt zu. Ich stelle aber sehr wohl fest, 
dass trotz Kopfhörern das Gespür für die 
anderen Fahrgäste noch da ist. Wenn 
nicht, kann der stehende Fahrgast mit 
der höflichen Frage ‹Ist dieser Sitz noch 
frei?› auch zu seinem Recht kommen. 
Man kann ja reden miteinander. Mit 
einer guten Kinderstube lässt sich auch 
den Unverbesserlichen nachhelfen.

Sie setzen auf eine gute Kinderstube. 
Das bedeutet: Die Unverbesserlichen 

haben nicht zu befürchten, dass 
eines Tages auch für den zweiten 
 besetzten Platz ein Billett verlangt 
wird? 
Das kann ich mir nicht vorstellen. Unsere 
Fahrzeuge sind nicht begleitet mit Kon-
dukteuren wie jene der SBB. Sollte der-
einst irgendwann ein solches Szenario 
spruchreif werden, würde diese tarifliche 
Massnahme in die Zuständigkeit des Zür-
cher Verkehrsverbundes (ZVV) fallen.

Die VBZ könnten zum Beispiel auch 
mit Durchsagen des Fahrpersonals 
die Kinderstube jener fördern, 
die einen Sitz bezahlen und den 
anderen gratis belegen.
Wenn zig Leute mit Einkaufstaschen 
zwei Plätze beanspruchen, merken das 
die Fahrer nicht, weil ihnen in überfüll-
ten Trams von der Kabine aus die Sicht 
versperrt ist. Durchsagen sind darum in 
solchen Situationen gar nicht möglich.

Wie fest drücken die Kunden 
ihren Ärger in Form schriftlicher 
Reklamationen aus?
Viele Leute haben vom anderen den Ein-
druck, dass er mehr Rechte hat. Nicht 
nur jener, der sich auf zwei Sitzen aus-
breitet. Wir haben auch Reklamationen 
von Müttern, die das Gefühl haben, Ve-
lofahrer würden ihnen den Platz für den 
Kinderwagen wegnehmen.

«Wenn sich jemand im Tram breitmacht, ist das unsolidarisch»

Andreas Uhl 
Er leitet bei den 
Verkehrsbetrieben 
der Stadt Zürich 
(VBZ) den 
Unternehmensstab 
und ist verantwortlich 
für die Medien.

Von Beat Metzler
Zürich – Durch die Innenstadt zu gehen, 
das ist wie Privatfernsehen schauen. 
Überall sieht man Werbung. Autoher-
steller, Bierbrauer, Skigebiete oder Thea-
ter – alle buhlen um die Aufmerksamkeit 
der Passanten. Der Unterschied ist nur, 
dass man auf der Strasse nicht wegzap-
pen kann. «Plakate sind die einzige Wer-
bung, der niemand auszuweichen ver-
mag», sagt Christian Hänggi, Präsident 
der werbekritischen IG Plakat Raum Ge-
sellschaft. Jüngstes Beispiel ist ein riesi-
ges Filmplakat, das am Central eine 
Brandmauer überdeckt und die ganze 
Weinbergstrasse dominiert. 

8300 Aussenwerbeflächen gibt es in 
Zürich, etwa 2200 stehen auf öffentli-
chem Grund, weitere 1500 gehören städ-
tischen Betrieben wie der VBZ. Über ge-
schätzte 4600 verfügen Private, die dazu 
eine Bewilligung benötigen.

Die 2200 öffentlichen Plakatstellen 
werden in der ersten Jahreshälfte 2012 
neu ausgeschrieben. Vor fünf Jahren hat 
die Stadt ihre Plakatwände erstmals auf 
16 Lose verteilt und an die Meistbieten-
den vergeben. Gewonnen haben Clear 
Channel, ein amerikanisches Medienim-
perium, und die Allgemeine Plakatge-
sellschaft (APG), die 75 Prozent aller Flä-
chen erhielt. Gemäss diesen Verträgen 
belaufen sich die städtischen Mietein-
nahmen auf 2,2 Millionen Franken pro 
Jahr. Den Gewinn, den das Duopol in 
den letzten fünf Jahren mit den Flächen 
erwirtschaftet hat, schätzt Christian 
Hänggi auf 20 Millionen Franken.

«Verkauft wird Blickkontakt»
Gegen diese Bewilligungspraxis regt sich 
Widerstand von rechts und links. Die IG 
Plakat Raum Gesellschaft fordert den 
Stadtrat auf, auf die Vermietung der öf-
fentlichen Plakatstellen zu verzichten. 
Die dadurch verlorenen 2,2  Millionen 
Franken soll die Stadt einnehmen, in-
dem sie die 6100 privaten Plakatwände 
mit rund fünf Prozent besteuert. Abge-
sehen von einer einmaligen Bewilli-
gungsgebühr zahlen Plakatwand-Besit-
zer derzeit keine Abgaben. 

Dies sei ungerechtfertigt, sagt Chris-
tian Hänggi. Aussenwerbung verkaufe 
etwas, was ihr gar nicht gehöre; die An-
zahl Blickkontakte. «Ohne Öffentlich-
keit, die es anschaut, ist ein Plakat nichts 
wert. Also muss diese auch am Gewinn 
beteiligt werden.» Die frei werdenden 
städtischen Reklameflächen will die IG 
an Kultur, Soziales und Politik vergeben. 
Ein Teil davon soll weiss bleiben und 
«der Bevölkerung zur Gestaltung die-
nen», wie Hänggi sagt.

Eine Plakatsteuer wäre nichts Neues. 
Die Kantone Aargau und Uri haben sie 
erst vor wenigen Jahren abgeschafft. In 
Schweden wird sie obligatorisch erho-
ben. Französische und italienische Ge-
meinden können frei darüber entschei-
den. Am radikalsten geht São Paulo vor: 
Die brasilianische Metropole hat Aussen-
werbung vor drei Jahren wegen Wild-
wuchs grundsätzlich verboten.

Unter links-grünen Politikern genies-
sen die Ideen der IG grosse Sympathie. 
Die Bevölkerung nerve sich über die zu-
nehmende Plakatierung, sagt der Grüne 
Gemeinderat Matthias Probst. Zürich 
brauche gar nicht so viele Werbeflächen. 
«Sonst würden Wahlplakate nicht so 
lange hängen bleiben.» Ihn störe, dass 
die Anbieter der Allgemeinheit nichts 
zurückgeben müssten, sagt Probst. «Bei 
Zeitungsinseraten erhält man als Gegen-
wert eine günstigere Zeitung, im Fernse-
hen gibts einen Film. Nur bei Plakaten 
kriegt man nichts.» Auch die Mietge-
winne der Stadt fielen zu tief aus im Ver-
hältnis zu den Werbeeinnahmen.  

Gestern haben Gemeinderäte von SP, 
Grünen und AL eine dringliche Anfrage 

zum Thema eingereicht. Der Vorstoss 
verlangt Antworten zur städtischen Pla-
katpolitik. Aufgrund dieser Angaben 
werde man weitere Schritte ergreifen, 
sagt Matthias Probst. 

«Es verträgt noch mehr»
In die entgegengesetzte Richtung zielt 
die Kritik von FDP und SVP. Bei der 
Aussenwerbung verhalte sich die Stadt 
Zürich immer restriktiver. Privaten ent-
ziehe sie die Konzession, und in den 
Neubaugebieten würden kaum Werbe-
flächen bewilligt, sagt FDP-Gemeinderat 
Severin Pflüger. «Zudem übernimmt die 
Stadt Plakatständer, welche die Werbe-
gesellschaften bezahlt haben.» Aus Pflü-
gers Sicht vermag Zürich durchaus 

«noch ein bisschen mehr Werbung» zu 
ertragen. Wenn diese die Menschen so 
stark stören würde, wirkte sie kontra-
produktiv, und die Agenturen hätten 
längst darauf verzichtet.

Die Werbefläche auf öffentlichem 
Grund habe in den letzten Jahren leicht 
zugenommen, sagt Urs Spinner, Spre-
cher des Hochbaudepartements. «Für 
den Zuwachs sorgen neue Plakatwerbe-
stellen in der Peripherie. In der Innen-
stadt bleibt die Fläche etwa gleich.» 

Gegenwärtig bereitet das Hochbaude-
partement die neue Bieterrunde vor. 
«Wir prüfen das Verfahren». sagt Spin-
ner. «Änderungen sind möglich, aller-
dings hat sich die letzte Ausschreibung 
bewährt.»

Freie Sicht auf die Wand
Weniger Aussenwerbung auf Stadtgebiet – das fordert ein Zürcher Verein.  
Und erhält breite Unterstützung aus dem Parlament. 

Wegschauen ist schwierig: Zigarettenfirmen werben an der Weinbergstrasse über dem Central (2007). Foto: Gaëtan Bally (Keystone)

«Man kann niemandem zum Kaufen 
langweilen», sagte der berühmte 
Werber David Ogilvy. Doch genau das 
wird versucht. Viele Aussenwerbungen 
beschränken sich auf plumpe Konsum-
aufforderungen. Als Passant übt man 
sich im Übersehen des Freiluft-Spams. 
Das Beste wäre also eine Strafsteuer 
auf langweilige Werbung. Doch die 
Definition, was langweilig ist, würde 
zu endlosen Kontroversen führen.

Und selbst gegen witzige Aussen-
werbung sprechen Argumente. Ohne 

zu fragen, dringt sie ins Blickfeld der 
Passanten und verstellt den öffentli-
chen Raum. Man kann darüber 
streiten, was schöner ist: graue Wände 
oder gelungene Werbung? Klar ist, 
dass Passanten für die Aufmerksam-
keit, die Plakate ihnen abluchsen, 
nicht entschädigt werden.

Ein Verbot wie in São Paulo braucht 
Zürich nicht. Dank eines strengen 
Konzepts funktioniert die hiesige 
Plakatierung recht gesittet. Dass die 
Allgemeinheit vom Millionengeschäft 

aber nur einen Bruchteil abbekommt, 
verdient eine Debatte. Der Stadtrat hat 
diese bisher gemieden mit der 
Begründung, er allein sei für die 
Plakat-Regulierung zuständig. Dabei 
betrifft kaum ein Thema so viele 
Menschen wie Aussenwerbung.

Die Vorschläge der IG Plakat Raum 
Gesellschaft weisen einen gangbaren 
Weg. Vielleicht führte eine Flächen-
beschränkung zu mehr Konkurrenz, 
höherem Qualitätsdruck und somit zu 
mehr Plakaten, die nicht langweilen.

Kommentar Von Beat Metzler

Du sollst nicht langweilen
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